
























 

 
 
 
 
Stellungnahme zum Vorhaben 
Niederau, Flst. 48/2, 60/2, 61/2, 84 (Tf), Bebauungsplan "Nahversorgung 
und Wohnen am Bierlichtbach Ockrilla" (Vorentwurf), Lkr. Meißen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Zusendung der Planunterlagen zu o.g. Vorhaben. Im Rah-
men der Beteiligung der TÖB gibt das Landesamt für Archäologie folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Das Vorhabenareal ist Teil eines fundreichen Altsiedelgebietes. Im nahen Um-
feld des Vorhabenareals befinden sich zahlreiche archäologische Kulturdenk-
male. Sie zeigen die hohe archäologische Relevanz des gesamten Vorhaben-
areals deutlich an und sind nach § 2 SächsDschG Gegenstand des Denkmal-
schutzes (vorgeschichtliche Siedlungsspuren [60390-D-03], bronzezeitliches 
Gräberfeld sowie Siedlungsspuren unbekannter Zeitstellung [D-60390-02]). 
 
Nach § 14 SächsDschG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbe-

hörde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt 

oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale be-

finden.  

 

Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauar-

beiten – dies betrifft auch Einzelbaugesuche – müssen im von Bautätigkeit 

betroffenen Areal durch das Landesamt für Archäologie im gesamten Gebiet 

des B-Planes (d. h. unabhängig von der räumlichen Disposition der Erschlie-

ßungstrassen, Baufelder etc.) archäologische Grabungen mit ausreichendem 

zeitlichen Vorlauf zu den geplanten Baumaßnahmen durchgeführt werden. 

Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu doku-

mentieren.  

 

Der künftige Vorhaben-/Erschließungsträger kann im Rahmen des Zumutba-

ren an den notwendigen Kosten der archäologischen Ausgrabungen im ge-

samten Gebiet des B-Planes beteiligt werden (§ 14, Abs. 3 SächsDschG). Der 
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zeitliche und finanzielle Rahmen der Ausgrabung sowie das Vorgehen werden in 

einer zwischen Vorhaben-/Erschließungsträger und Landesamt für Archäologie ab-

zuschließenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung verbindlich festgehalten. 

Eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit dem Landesamt für Archäologie wird emp-

fohlen. 

 

Diese Sätze sind als Hinweise in den Bebauungsplan aufzunehmen, um die Untere Bau-
aufsichtsbehörde und den künftigen Vorhaben-/Erschließungsträger von der Genehmi-
gungspflicht zu informieren.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Patricia van der Burgt 
Referentin 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
 
D/UD Mei 
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Bebauungsplan ‚Nahversorgung und Wohnen am Bierlichtbach Ock-

rilla‘ / Gemeinde Niederau - Vorentwurf 11/2024 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen Lan-

desamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger öf-

fentlicher Belange.  

 

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  

 

- Fluglärm 

- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 

- natürliche Radioaktivität 

- Fischartenschutz und Fischerei und 

- Geologie 

 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 

fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 

 

Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des Inhalts 

der unter Punkt 2.1 und 3.1 angegebenen Unterlagen vorgenommen: 

 

 

1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 

 

Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben als solchem keine grundsätzli-
chen Bedenken entgegen. 
 
Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforderun-
gen zum Radonschutz, die zu beachten sind. Zur Begründung und zu weiteren 
Hinweisen der natürlichen Radioaktivität siehe Gliederungspunkt 2.   
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Laut Begründung zum Bebauungsplan vom 22.11.2024 auf S. 9 ist die teilweise Offen-

legung des Bierlichtbaches geplant. Diesbezüglich sind der Fischereibehörde konkreti-

sierte Planungsunterlagen nachzureichen. 

 
Wir empfehlen außerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in Punkt 3 fol-
genden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 
 
Die Belange des Fluglärms, Belange der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie Be-
lange des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 
 
Wir bitten darum das LfULG über das Abwägungsergebnis / die Erwiderung des Vorha-
benträgers vor Beschlussfassung zu informieren (Vgl. § 4 SächsUIG). 
 
 

2 Natürliche Radioaktivität 

 

2.1 Unterlagen 

 
[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen über 

den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem Projekt 
„Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher Altlas-
ten“ (Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt 
durch die Bekanntmachung vom 3. Januar 2022 (BGBl. I S. 15) geändert worden 
ist. 

[3] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 
2036; 2021 I S. 5261), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. April 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 132) geändert worden ist. 

[4] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in 
Innenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. 
November 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

2.2 Prüfergebnis 
 

Das Plangebiet befindet sich … 
 

- in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig [1] liegen uns auch keine 
Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 

- außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes [4], aber nach unseren Er-
kenntnissen in einer geologischen Einheit, in der die zu erwartende durchschnitt-
liche Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft als auffällig charakterisiert ist. 
Dabei lassen sich jedoch keine Rückschlüsse auf konkrete Flurstücke ziehen, da 
die Radonkonzentration innerhalb der gleichen geologischen Einheit starken 
Schwankungen unterliegen kann. Es handelt sich bei dieser Einschätzung somit 
nur um eine Prognose für ein bestimmtes Gebiet, die als Entscheidungshilfe zu 
verstehen ist. 
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Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Jedoch wie bereits in 
den Planungsunterlagen angedeutet, sind im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung 
Anforderungen zum Radonschutz zu beachten. 
 
2.3 Anforderungen zum Radonschutz 
 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) [2] und die novellierte Strahlenschutz-
verordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) [3] regeln die Anforderungen an den Schutz vor 
Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter Luft) 
für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in Aufent-
haltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätzlich 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu ver-
hindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuchte-
schutz eingehalten werden. 
 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der Luft-
wechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon in 
Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
 
Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung [4] Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [2] festgelegt. Für diese sogenannten Radonvorsor-
gegebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzent-
ration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In diesen Gebieten sind 
besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. Die Allgemeinverfügung 
sowie alle weiterführenden Informationen sind unter www.radon.sachsen.de nachzule-
sen. 

 
Für die als auffällig charakterisierten geologischen Einheiten empfehlen wir Ihnen, beim 
Neubau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen neben der fachge-
rechten Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik einen zusätzlichen Radonschutz einzuplanen und 
eine der Möglichkeiten nach § 154 StrlSchV [3] durchzuführen. 
 

2.4 Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen - Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
ten“ (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum Ra-
donschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterladen. 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich bitte 
an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon:  (0371) 46124-221 

http://www.radon.sachsen.de/
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126
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Telefax:  (0371) 46124-299 
E-Mail:  radonberatung@smekul.sachsen.de 
Internet:  www.smul.sachsen.de/bful 

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html 
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit 
einer Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 

 

 

3 Geologie 

 
3.1 Unterlagen 

 
Wir haben die Prüfung und Einschätzung auf der Grundlage des Inhaltes der nachfol-
genden Unterlagen vorgenommen:  
 
[1] E-Mail-Schreiben des Büros Hamann+Krah, Frau Bettina Krah vom 28.01.2025 zum 

o.g. Bebauungsplan mit digitalen Planungsunterlagen [2] und [3] 
[1] Gemeinde Niederau: Bebauungsplan ‚Nahversorgung und Wohnen am Bierlicht-

bach Ockrilla‘ / Gemeinde Niederau“, bestehend aus Planzeichnung, Textfestset-
zungen, Begründung, Umweltbericht, Erschließungsplänen, Schalltechnischem Gut-
achten und Gestaltungsplan; Vorentwurf vom 22.11.2025 

[3] IBU Coswig Ingenieurbüro für Baugrund und Umwelttechnik: Geotechnischer Bericht 
zu den Baugrund- und Gründungsverhältnissen zum Projekt „Bebauungsplan Nah-
versorgung und Wohnen am Bierlichtbach Ockrilla, Flst. 48/2, 60/2 und 61/2 ,01689 
Niederau“ vom 06.02.2024, Projektnummer 23-1117-1 (17 Seiten Text und Anlagen 
1 bis 6) 

[4] Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie: Datenfundus des 
Sächsischen Geologischen Dienstes - Bohrungsdaten, Gutachten, Berichte, Karten 
und vorhandene Untergrundmodelle (hier: Geologische Karte der eiszeitlich bedeck-
ten Gebiete von Sachsen M 1: 50.000, Geologische Karte Lausitz-Jizera-Karkono-
sze M 1: 100.000 und Geologische Übersichtskarte Sachsens M 1: 400.000) 

[5] iDA-Datenportal Grundwassermessstellen https://www.umwelt.sachsen.de/um-
welt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-
a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Was-
ser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstel-
len.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C55443
81.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5 

[6] Arbeitsblatt DWA-A 138-1: Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser – 
Teil 1: Planung, Bau und Betrieb, Stand Oktober 2024 

 
3.2 Prüfumfang 
 
Es wurden die geologischen Belange und Sachverhalte in den Planunterlagen zum Vor-
entwurf [2] geprüft.  
Die Planunterlage [2] enthält einen geotechnischen Bericht [3]. Dieser Bericht wurde auf 
Plausibilität der dargestellten geologischen und hydrogeologischen Situation, der ingeni-
eurgeologischen Schichtenbeschreibung, des Baugrundmodells, der Charakteristik der 
Baugrundschichten, der bodenmechanischen Kennwerte und bezüglich hydrogeologi-
scher Sachverhalte geprüft. Nachrechnungen geotechnischer und hydrogeologischer 
Angaben erfolgten nicht. 

mailto:radonberatung@smekul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/bful
https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html
https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Wasser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstellen.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C5544381.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5
https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Wasser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstellen.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C5544381.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5
https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Wasser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstellen.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C5544381.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5
https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Wasser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstellen.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C5544381.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5
https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Wasser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstellen.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C5544381.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5
https://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/infosysteme/ida/pages/map/default/index.xhtml?mapId=610b7d91-562b-4e06-a548-e07e80a7846f&repositoryItemGlobalId=Datenportal+iDA.Thema+Wasser.Grundwasser.styx4_messstellen%2Fgrundwassermessstellen.mml&mapSrs=EPSG%3A25833&mapExtent=170576.02717764062%2C5544381.5%2C610672.5978223594%2C5744900.5
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3.3  Prüfergebnis 
 
Aus geologischer Sicht stehen dem Vorentwurf des Bebauungsplanes [2] keine Beden-
ken entgegen. Es haben sich jedoch geologische Hinweise ergeben, deren Berücksich-
tigung zur umfassenden Information empfohlen wird. 
 
3.4 Plausibilitätsprüfung des Geotechnischen Berichtes [3]  
 
Der Untersuchungsumfang (Anzahl, Art, Tiefe der Aufschlüsse, Feld-/Laborarbeiten) 
wird als ausreichend eingeschätzt, um eine generelle Standortbeurteilung der Baugrund-
verhältnisse vornehmen zu können.  
Die Beschreibung der geologischen und hydrogeologischen Verhältnisse entspricht dem 
aktuellen Kenntnisstand gemäß [4].  
Die geologischen/geotechnischen Sachverhalte (Schichtenbeschreibung, Baugrundmo-
dell, Charakteristik der Baugrundschichten, bodenmechanische Kennwerte) sind nach-
vollziehbar dargestellt und plausibel. Die hydrogeologischen Aussagen sind ebenfalls 
plausibel. 
 
Bezüglich der Dimensionierung eines frostsicheren Oberbaus wird im Geotechnischen 
Bericht die „Frosteinwirkungszone II“ angegeben (vgl. [3], S. 12). Nach RStO 12 - Karte 
der Frosteinwirkungszonen in Deutschland liegt der Planungsbereich im Bereich der 
Frosteinwirkungszone III. Dies sollte im weiteren Verfahren bei der Bemessung des frost-
sicheren Oberbaus beachtet werden. 
 
Abgesehen davon ist der Bericht als Grundlage für die weiteren präzisierenden Planun-
gen geeignet. Die Ergebnisse wurden fachlich plausibel in die Planunterlagen [2] über-
nommen. 
 
 
3.5 Geologische Hinweise 
 
Hydrogeologie  
Im Plangebiet ist die Versickerung von Niederschlagswasser über Versickerungsanlagen 
vorgesehen. Die im geotechnischen Bericht [3] erkundeten saale- bis elsterkaltzeitlichen 
Sande („Flusssande“) sind dafür prinzipiell geeignet. 
 
Relevant für die höhenmäßige Anordnung der Versickerungsanlagen ist nach [6] der Ab-
stand zum höchsten mittleren Grundwasserstand (MHGW), zu dem die Unterkante der 
Versickerungsanlage einen Mindestabstand von 1 m aufweisen soll. 
 
Im geotechnischen Bericht [3] wird der Wert des MHGW aufgrund fehlender Messwerte 
zu 2,5 m unter Gelände geschätzt. Für die Unterkante der Versickerungsanlagen ergibt 
sich damit ein Niveau von 1,5 m unter Gelände. In diesem Bereich wurde gemäß [3] 
jedoch Lößlehm erkundet, so dass zum Bau der Versickerungsanlagen im geotechni-
schen Bericht ein großflächiger Bodenaustausch vorgeschlagen wurde. 
 
Nach Geodatenarchiv [4] wurde bei Bohrarbeiten in der Umgebung des Plangebiets in 
den bis ca. 20 m unter Gelände erbohrten Sanden Grundwasser bei ca. 12 m unter Ge-
lände angetroffen. Der Ansatz eines MHGW auf 2,5 m unter Gelände ist daher möglich-
erweise zu konservativ gewählt. 
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Anhaltspunkte zur möglichen Schwankungsbreite des Grundwassers, nicht aber zum ab-
soluten Höhenniveau lassen sich nach [5] aus den Daten der Grundwassermessstelle 
Ockrilla (MKZ 47470601) des Landesmessnetzes ableiten. 
Es wird daher empfohlen, im Zuge des weiteren Verfahrens den Wert des MHGW an-
hand dieser Daten abzuleiten. 
 
Planungsgrundlagen zum Baugrund 
Nach Vorliegen detaillierter Planungen zu den einzelnen Bauvorhaben ist der geotech-
nische Bericht [3] fortzuschreiben, um insbesondere die Gründungsempfehlungen zu 
präzisieren. 
 
Für die Bauphase wird eine geotechnische Baubegleitung empfohlen, die sicherstellt, 
dass die Gründungen im tragfähigen Baugrund abgesetzt werden. Die angetroffenen 
Baugrundverhältnisse sollen auf Tragfähigkeit überprüft, bewertet und dies dokumentiert 
werden.  
 
Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 
Sofern geologische Untersuchungen (wie z. B. Sondierungs- und Erkundungsbohrun-
gen) durchgeführt werden, sind diese sowie die dazu gehörigen Nachweisdaten spätes-
tens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zuständige Behörde in Sachsen anzuzei-
gen (§ 8 GeolDG).  
Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die 
dabei gewonnenen Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche 
etc.) zu übermitteln.  
Wenn seitens des LfULG Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gut-
achten) angefordert wurden, sind diese spätestens sechs Monate nach dem Abschluss 
der geologischen Untersuchung an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu über-
mitteln (§ 9, 10 GeolDG). 
Wir bitten um Übernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen. 
 
Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologischer 
Bohrungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link „Bohranzeige“ 
verfügbar. Eine Bohranzeige kann über das Portal „ELBA.Sax“ elektronisch erfolgen 
(https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba). 
 
Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgeset-
zes (SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen mit 
geowissenschaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeo-
logische Untersuchungen o. ä.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der Land-
kreise, Kreisfreien Städte und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts an das LfULG bleiben vom GeolDG unberührt. 
 
Informativer Hinweis zu Geogenen Naturgefahren – Wasserabflussbahnen 
Nach den Informationen des Geodatenarchivs [4] sind im Planungsgebiet natürliche 
Wasserabflussbahnen vorhanden (Abbildung 1). Erosionserscheinungen, die bis in den 
geologischen Untergrund reichen, sind nach unserem Kenntnisstand bisher nicht zu ver-
zeichnen. 
 

http://www.geologie.sachsen.de/
https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba
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Abbildung 1: natürliche Abflussbahnen  graublau [4]  
(Quelle Topographie: https://geodienste.sachsen.de/wms_geosn_dtk-p-color/guest? AdV-
WMS-DE-SN-DTK-Produkt-Color) 
 
Auf der Website des LfULG sind Erosionsgefährdungskarten veröffentlicht, die unter der Inter-
netadresse „Erosionsgefährdungskarten - LUIS - Landwirtschaft- und Umweltinformationssys-
tem für Geodaten - sachsen.de“ eingesehen werden können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 

gez. Monika Zschunke 

Sachbearbeiterin 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 

https://geodienste.sachsen.de/wms_geosn_dtk-p-color/guest
https://luis.sachsen.de/boden/erosion.html
https://luis.sachsen.de/boden/erosion.html
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LANDESAMT FÜR STRASSENBAU UND VERKEHR 
NIEDERLASSUNG MEIßEN Postfach 20 02 14 | 01657 Meißen 

  

##2025/34946## 

HAMANN+KRAH 
Prießnitzstraße 7 
01099 Dresden 
per E-Mail: 
toeb@hamann-krah.de 

 
 
Bauleitplanung Gemeinde Niederau 
B-Plan "Nahversorgung und Wohnen am Bierlichtbach Ockrilla" 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und TöB gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zum Vorentwurf des oben genannten Bebauungsplans in der Fassung vom 
22.11.2024 nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans grenzt an die B 101 im 
Straßenabschnitt VNK 4847079 – NNK 4847053 von Station ca. 0,010 bis 
0,135 linksseitig in Stationierungsrichtung. Der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans liegt innerhalb der Ortsdurchfahrt Ockrilla. Der DTV auf der 
Bundesstraße beträgt 4859 Fz, davon 11,6% SV. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung des B-Plangebietes soll über zwei neue 
Zufahrten bei Station ca. 0,050 (Nahversorger) und 0,075 (Stichstraße 
Wohngrundstücke) erfolgen. 
 
Im Zuge der weiteren Bauleitplanung / Erschließungsplanung sind 
nachfolgende Hinweise und Forderungen zu beachten: 
 
Allgemeines 
- UL 6 Gestaltungsplan verweist auf einen Gehweg von der Wohnsiedlung 

zum Gehweg an der B 101, aber im Rechtsplan ist dieser nicht dargestellt 
 der vorhandene Gehweg an der B 101 ist nicht regelkonform 
ausgebildet – zu schmal im Bestand 

- der vorhandene Bushalt ist ebenfalls nicht regelkonform ausgebaut (u.a. 
Warteflächen zu schmal) 

- Seitens des LASuV wird ein Radweg an der B 101 von Meißen bis zur 
K 8011 geplant und gebaut, in diesem Zusammenhang sollte die 
Kommune überlegen und prüfen, im Bereich des 
Bebauungsplangebietes, den Gehweg und Bushalt regelkonform zu 
ertüchtigen und ggfs. Flächen für einen Radweg freizuhalten (ggfs. 
Prüfung kombinierter Geh- und Radweg), da nach dem Bau des 
Nahversorgers diese Möglichkeiten nicht mehr gegeben sind, aber 
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aufgrund des hohen Schwerverkehrsanteil und des hohen Verkehrsaufkommen 
sicherheitstechnisch sinnvoll erscheint. 

- Zufahrten im Plan schwer erkennbar dargestellt 
 

Zufahrt Wohnen:  

 Wie sind die Sichtverhältnisse beim Ausfahren auf die B 101 (Sichtbehinderung 
Bäume)?  Nachweis Sichtdreiecke notwendig 

 Schleppkurvennachweise (u.a. Müllfahrzeuge, Rettungsdienst etc.) zwingend 
notwendig; Mitbenutzung Gegenfahrstreifen ist auszuschließen 

 keine normgerechten Ausrundungen der Zufahrten erkennbar 

 keine Bemaßung vorhanden 

 Wie soll die Fläche (Bestand Böschung) zwischen der Zufahrt und der B 101 
ausgeführt werden? 
 regelgerechter Ausbau Gehweg!? 

 
Zufahrt Nahversorger: 

 Wie sind die Sichtverhältnisse beim Ausfahren auf die B 101 (Sichtbehinderung 
Bäume, Wartehäuschen)?  Nachweis Sichtdreiecke notwendig 

 Schleppkurvennachweise (u.a. LKW-Anlieferung) zwingend notwendig; 
Mitbenutzung Gegenfahrstreifen ist auszuschließen 

 keine normgerechten Ausrundungen der Zufahrten erkennbar (Bemaßung fehlt) 

 Bemaßung schwer erkennbar 

 Wieso sind zum Ausfahren zwei Spuren vorgesehen? 

 Wie hoch ist die zu erwartenden Anzahl an Einfahrten/Ausfahrten (VTU)? Aufgrund 
Linksabbieger könnte es hier zum Rückstau kommen 

 Wie soll die Fläche (Bestand Böschung) zwischen der Zufahrt und der B 101 
ausgeführt werden? Wie ist die Anbindung an die B 101 angedacht?  

 Wie ist die Ausführung der Ausfahrt direkt neben dem Bushalt (Wartehäuschen) 
vorgesehen? Wir sehen hier enorme Sicherheitsprobleme für die wartenden ÖPNV-
Nutzer 

 Aufgrund der Bushaltestelle und dem anschließenden Wohngebiet ist mit 
Fußgängerverkehr im Bereich der Zufahrt zu rechnen  Prüfung Fahrbahnteiler 
notwendig (sichere Querung Fußgänger) 

 im Bereich der neuen Zufahrt stehen Bäume  im Rechtsplan nicht als Fällung 
gekennzeichnet? 

 Im Bereich der Zufahrt steht ein Beleuchtungsmast sowie ein 
Verkehrszeichen/Wegweiser  auch hier ist kein Abriss markiert bzw. die neue 
Aufstellfläche nicht erkennbar 

 
Fazit 
Seitens des LASuV bestehen erhebliche Bedenken gegen die Zufahrt des 
Nahversorgers zur B 101 auf Grund der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowohl 
für den Kfz-Verkehr als auch für ÖPNV, Fußgänger und Radfahrer. 
 
Die Anbindung des Nahversorgers kann ausreichend über die geplante Zufahrt zur 
K 8011 gesichert werden. Ggf. kann durch eine Verschiebung / Drehung des Gebäudes 
des Nahversorgers eine bessere Gestaltung der Parkflächen bezüglich der Lage zur 
K 8011 erreicht werden. 
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Baumstandorte an der B 101 
 
Entlang des geplanten Baubereichs befinden sich Straßenbäume in Zuständigkeit des 
LASuV. 

Wie dem Umweltbericht zu entnehmen ist verbleiben 5 der 6 Straßenbäume (3x Linde, 
2x Silberahorn) im Bestand. Der Silberahorn 4847003091 soll gefällt werden – 
Darstellung im Rechtsplan? Entsprechende Kompensationsmaßnahme ist laut 
Umweltbericht bereits vorgesehen und wird innerhalb desselben Flurstückes umgesetzt. 

Die verbleibenden 5 Straßenbäume müssen unbedingt vor einer Schädigung durch die 
geplanten Baumaßnahmen geschützt werden 

Es gilt zu beachten, dass Eingriffe im Wurzelbereich zu vermeiden sind. Dies betrifft die 
Bodenfläche unter der Krone der Bäume zuzüglich 1,50 m. 

Bei offenen Baumaßnahmen im Wurzelbereich mit einem Abstand von weniger als 2,5 m 
zum Stamm ist eine Fotodokumentation als Beweissicherung anzufertigen (vor, während 
und nach dem Eingriff). Bei erheblichen Baumschäden infolge der Baumaßnahme 
bleiben Schadensersatzansprüche vorbehalten. 

Bei Wurzelverletzungen muss mit einem Wurzelvorhang gearbeitet werden. Die DIN 
18920, die „Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei 
Baumaßnahmen" (R SBB 2023) sowie das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen 
und Kanäle“ (Ausgabe 2013) sind zwingend zu beachten. 

Generell ist darauf zu achten, dass durch geeignete Maßnahmen kein zu starker Druck 
auf die Wurzeln der Bäume (auch im Bereich von Gehwegen, etc.) ausgeübt wird. Dies 
kann durch den Einsatz leichter Technik oder entsprechender Schutzmatten gemäß 
R SBB und DIN 18920 erreicht werden. 
Die Baumstämme (ggf. Stammschutz erforderlich) und Baumkronen dürfen nicht 
beschädigt werden. Es darf keine Verdichtung/ Befahrung zusätzlicher Bereiche 
erfolgen. 
Das Lagern von Baumaterialen sowie das Befahren der Wurzelbereiche ist nicht 
zulässig. 
 
Stadttechnische Erschließung – Versorgungsleitungen 
 
Die geplante Verlegung von Leitungen im Bereich des Straßengrundstücks 
(einschließlich Gehweg) ist rechtzeitig mit dem LASuV abzustimmen. Hinsichtlich der 
Lage der Längsleitungen verweisen wir auf die Einordnung der Leitungen gemäß DIN 
1998. 
 
Strom- und Telekommunikationsleitungen (Breitband) sind vorzugsweise im Gehweg 
einzuordnen. Die Trassenführung von Strom und Breitband ist gemäß dem jetzigen 
Planungsstand noch offen. Die Längsleitung der Trinkwasser- und 
Schmutzwasserleitung soll im Gehweg geführt werden. 
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Wenn die Platzverhältnisse im Gehweg nicht für alle Medien ausreichen, ist die 
Schmutzwasserleitung und ggf. auch Trinkwasser in der Fahrbahn anzuordnen, Strom 
und Breitband im Gehweg. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Ulrike Brauneis 
Sachbearbeiterin 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und bedarf keiner Unterschrift. 
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